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Die Irrungen und Wirrungen der Steuerpolitik haben ein neues Kapitel aufgeschlagen, welches an die sog. Ökologische Steu-

erreform des Jahres 1999 erinnert. Das Ziel war, durch die Verteuerung der Energie zusätzliches Steueraufkommen zu gene-

rieren, um die Rentenversicherungsbeiträge und auch den Energieverbrauch zu senken. Die ökologische Lenkung war von

Anfang an umstritten. Im Rückblick wurde zwar die Entlastung der Rentenversicherung erreicht, jedoch „umweltpolitisch

war die Ökosteuer ein Flop“, so Claudia Kemfert (www.diw.de). Nun soll die sog. CO2-Steuer dazu führen, dass CO2 eingespart

wird. Damit wird die Nutzung der fossilen Kraftstoffe zusätzlich besteuert. Bis 2025 verteuert sich Diesel um 17,6 Cent pro

Liter und Benzin um 15,4 Cent pro Liter. Auch hier soll über die Verteuerung die Lenkungswirkung erreicht werden. Über

diese Vorgehensweise gab es breiten politischen Konsens. Allerdings scheint es nun, dass die Entwicklung der Energiepreise

die Pläne der Politik durchkreuzt. Auch ohne die CO2-Steuer kennen die Preise derzeit nur eine Richtung, nämlich nach oben.

Ministerpräsident Markus Söder dazu: „Massive Inflation und explodierende Energiepreise erfordern Gegensteuern. Durch die

hohen Energiepreise finde eine schleichende Deindustrialisierung Deutschlands statt.“ Es wird spannend sein, die weitere

Diskussion zu verfolgen. Lenkung kann nur dann Wirkung entfalten, wenn es Alternativen zur unerwünschten Nutzung gibt.

Solange diese Alternativen nicht zur Verfügung stehen, ist auch die CO2-Steuer nur eine Steuer, die die Gesamtsteuerlast in

die Höhe treibt.

Entscheidung

BVerfG: Für das Jahr 2007 erfolgte steuerli-

che Privilegierung von Gewinneinkünften

gegenüber Überschusseinkünften verfas-

sungswidrig

Mit am 12.1.2022 veröffentlichtem Beschluss

(8.12.2021 – 2 BvL 1/13) hat der Zweite Senat

des BVerfG entschieden, dass eine auf Gewinn-

einkünfte beschränkte Begrenzung des Ein-

kommensteuertarifs durch Regelungen im

Steueränderungsgesetz 2007 und im Jahres-

steuergesetz 2007 mit dem allgemeinen

Gleichheitssatz unvereinbar ist. Die Vorschriften

bewirken eine nicht gerechtfertigte Begünsti-

gung von Gewinneinkünften gegenüber den

Überschusseinkünften. Der Gesetzgeber ist ver-

pflichtet, spätestens bis zum 31.12.2022 rück-

wirkend für das Veranlagungsjahr 2007 eine

Neuregelung zu treffen.

Sachverhalt:

Durch das Steueränderungsgesetz 2007 wurde

für Einkünfte über 250 000 Euro (Einzelveranla-

gung) beziehungsweise 500 000 Euro (Zusam-

menveranlagung von Ehegatten) der Spitzen-

steuersatz ab dem Jahr 2007 von 42 % auf

45 % erhöht (§ 32a Abs. 1 S. 2 Nr. 5 EStG). Von

der Erhöhung wurden Gewinneinkünfte (zum

Beispiel Einkünfte aus Gewerbebetrieb) für das

Jahr 2007 ausgenommen (§ 32c EStG), sodass

der Spitzensteuersatz von 45 % nur Bezieher

von Überschusseinkünften (zum Beispiel Ein-

künfte aus nichtselbständiger Arbeit) traf. Zur

Begründung führte der Gesetzgeber zum einen

an, Gewinneinkünfte seien mit einem spezi-

fisch unternehmerischen Risiko verbunden.

Zum anderen wollte er mit der Entlastung der

Gewinneinkünfte dem Umstand Rechnung tra-

gen, dass für 2008 eine umfassende Unterneh-

mensteuerreform geplant war. Er sah vor die-

sem Hintergrund eine Anhebung des Spitzen-

steuersatzes auch für unternehmerische Ein-

künfte als das falsche Signal und zudem mit

negativen ökonomischen Folgen verbunden

an. Durch das Jahressteuergesetz 2007 erfolg-

ten weitere Anpassungen des Einkommensteu-

ergesetzes zur Beschränkung des Steuersatzes

für Gewinneinkünfte auf 42 %.

Die Kläger des Ausgangsverfahrens sind Ehegat-

ten und wurden für den Veranlagungszeitraum

2007 zusammen zur Einkommensteuer veran-

lagt. Der Kläger erzielte als Geschäftsführer einer

großen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Ein-

künfte aus nichtselbständiger Arbeit in Höhe

von mehr als 1,5 Mio. Euro. Insoweit berücksich-

tigte das FA bei der Einkommensteuerfestset-

zung den Spitzensteuersatz von 45 %.

Mit ihrer nach erfolglosem Einspruchsverfah-

ren erhobenen Klage vor dem FG haben die

Kläger geltend gemacht, die Benachteiligung

der Überschusseinkünfte gegenüber den Ge-

winneinkünften verstoße gegen das Gebot

der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit.

Das FG Düsseldorf hat das Verfahren ausge-

setzt und dem BVerfG die Frage zur Entschei-

dung vorgelegt, ob eine auf Gewinneinkünfte

beschränkte Begrenzung des Einkommensteu-

ertarifs für das Jahr 2007 mit dem Grundge-

setz vereinbar ist.

Wesentliche Erwägungen des Senats:

§ 32c EStG in der Fassung des Steuerände-

rungsgesetzes 2007 und des Jahressteuerge-

setzes 2007 in Verbindung mit § 32a Abs. 1

S. 2 Nr. 5 EStG in der Fassung des Steuerände-

rungsgesetzes 2007 ist mit Art. 3 Abs. 1 GG

unvereinbar.

1. Der allgemeine Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1

GG) gebietet dem Gesetzgeber, wesentlich Glei-

ches gleich und wesentlich Ungleiches ungleich

zu behandeln. Dem Steuergesetzgeber belässt

Art. 3 Abs. 1 GG insbesondere bei der Bestim-

mung des Steuersatzes einen weit reichenden

Entscheidungsspielraum. Der Gleichheitssatz

bindet ihn aber an den Grundsatz der Steuerge-

rechtigkeit. Dieser gebietet, die Belastung mit Fi-

nanzzwecksteuern an der wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit auszurichten.

a) Bei der Einkommensteuer liegt die konkrete

Ausgestaltung eines für alle Einkünfte geltenden

Tarifs grundsätzlich im Entscheidungsspielraum

des Gesetzgebers. Wählt der Gesetzgeber indes

für verschiedene Arten von Einkünften unter-

schiedliche Tarifverläufe, obwohl die Einkünfte

nach der gesetzgeberischen Ausgangsentschei-

dung die gleiche Leistungsfähigkeit repräsentie-

ren, muss diese Ungleichbehandlung gerechtfer-

tigt sein.

b) Ein Rechtfertigungsgrund kann in der Verfol-

gung von Förderungs- oder Lenkungszwecken

liegen. Der Gesetzgeber ist grundsätzlich nicht

gehindert, mit Hilfe des Steuerrechts aus Grün-

den des Gemeinwohls außerfiskalische Förder-

und Lenkungsziele zu verfolgen. Förderungs-

und Lenkungsziele sind allerdings nur dann ge-

eignet, rechtfertigende Gründe für steuerliche

Be- oder Entlastungen zu liefern, wenn entwe-

der Ziel und Grenze der Lenkung mit hinreichen-

der Bestimmtheit tatbestandlich vorgezeichnet

sind oder das angestrebte Förderungs- oder

Lenkungsziel jedenfalls von einer erkennbaren

gesetzgeberischen Entscheidung getragen wird.

Die gesetzgeberische Entscheidung für Förde-

rungs- oder Lenkungszwecke muss hinreichend

bestimmt sein. In den Gesetzesmaterialien ge-

nannte lediglich vage Zielsetzungen genügen

für sich genommen nicht, um Abweichungen

von einer leistungsgerechten Besteuerung zu

rechtfertigen.

2. Nach diesen Maßstäben ist die verfahrensge-

genständliche Privilegierung der Gewinnein-

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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